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Sicherheitspolitik

Überlegungen zur gegenwärtigen Lage
der Bundeswehr
Der Blick auf die gerade zu Ende gegangene Grossübung der NATO

verstärkt die Bedenken zur Einsatzbereitschaft der Bundeswehr.
Zugleich werden auch die Vorbehalte deutlicher, was den politischen
Willen angeht, besonders wenn es darum geht, die 2013 erhobene
Forderung nach der Übernahme von mehr Verantwortung umzusetzen.

Wolfgang Kopp

Dieses Mehr an Verantwortung kann so-
wohl ein Mehr an politischer Verantwor-

tung, als auch ein Mehr an militärischem

Engagement Deutschlands bedeuten. Die-
ses Mehr an Verantwortung bedeutet dann

grössere Solidarität im Bündnis und einen
soliden militärischen Beitrag. Nur so kann
erreicht werden, dass der politischen Ab-
sieht im äussersten Fall die Mittel zur Ver-

fügung stehen, die ihre Durchsetzung mit
militärischer Gewalt ermöglichen. Die
Ubereinstimmung von politischem Wil-
len und militärischen Mitteln zeigte sich

im damaligen NATO-Konzept in den Jah-

ren bis 1990 besonders beispielhaft. Da-
mit wurde letzten Endes auch die politi-
sehe Wende in Europa möglich.

Betrachtet man die Übung «Trident
Juncture», so fällt auf, dass die Bundes-
wehr umfangreich beteiligt war. Neben
der Übernahme der Führung durch das

Multinationale Hauptquartier in Ulm,
das im Kern mit deutschem Personal aus-

gestattet ist, engagierte sich Deutschland
mit Schwerpunkt im logistischen Unter-
bau der Übung. Das

kennzeichnet in ge-
wisser Weise die Hai-

tung der deutschen
Politik und ihr Ver-
ständnis von geleb-
ter Solidarität. Logis-
tische und sanitäts-
dienstliche Kompe-
tenz und die Bereit-
schaft, Ausbildungs-
hilfe zu leisten, sind
offenbar das, was die

politische Führungs-
riege unter dem Mehr
an Verantwortung im
Feld sicherheitspoli-
tischer Hardware ver-
stehen will.

Betrachtet man dagegen die deutsche

Übungsbeteiligung im Bereich der

Kampfverbände und -einheiten, so ent-
steht ein völlig anderer Eindruck. Hier
begrenzte sich der deutsche Beitrag auf
drei Schiffe, was einen maritimen An-
teil von etwa fünf Prozent ausmacht.

«Die beste Ausrede,

wenn man politisch
nicht will, ist die, dass man

militärisch eigentlich

gar nicht kann.»

Weder das Heer, noch die Luftwaffe wa-
ren aber sichtbar. Könnte man beim
Heer noch die Ausrede gelten lassen, dass

die Übung in Spanien, Portugal und Ita-
lien stattgefunden hat, so gilt dies für
die fehlende Sichtbarkeit der Luftwaffe
nicht. Auch beim Heer bleibt es eine
Ausrede.

Gewollt oder ungewollt hat Deutsch-
land wieder einmal seinen politischen Wil-
len zu militärischer Zurückhaltung gezeigt,
der spätestens seit dem Koalitionsvertrag
von 2009' Programm ist. Heute gilt die
Bundeswehr in den Aufgabenbereichen
Logistik und im Sanitätsdienst als beson-
ders kompetent. So stellt die Politik ihre
Streitkräfte auch besonders gerne dar. Bis

in die 90er Jahre war das völlig anders.

Bis dahin setzte die Bundeswehr interna-
tionale Massstäbe für die eigentlichen mi-
litärischen Kernfähigkeiten — den Kampf,
das Gefecht und das Zusammenwirken
der Truppen auf dem Gefechtsfeld. An-
dere Nationen, auch die USA, haben un-
sere Ausbildung und deren Grundlagen
damals kopiert, es zumindest versucht.
Auch die Ausrüstung der Bundeswehr

setzte internationale Massstäbe, die teil-
weise bis heute gelten, z. B. der Leopard 2.

Die internationale Anerkennung, das

Ansehen im Bündnis und die Kompetenz
sind mittlerweile verloren gegangen. Das

ist das Ergebnis der politischen Willens-
bildung, deren Ausgangspunkt im Kanz-
leramt zu suchen ist. Der politische Wil-
le ist es offenbar und das spätestens seit

2005, also seit der Ära Merkel, Deutsch-
land zur Friedensmacht" umzugestalten
und damit das Konzept militärischer Zu-
rückhaltung zu verbinden. Die beste Aus-
rede, wenn man politisch nicht will, ist
die, dass man militärisch eigentlich gar
nicht kann. Dass dies im Kern eine Ver-

höhnung des Einsatzwillens der Solda-

ten ist, hat die politische Klasse nicht be-

griffen, oder - wahrscheinlicher - es ist
ihr egal.

Die Bundeswehr leidet
unter einer Unterfinanzierung

Jedenfalls ist zu beobachten, dass die
militärischen Fähigkeiten seit 2005 vor
allem im Bereich «Kampf» rapide abge-

Mit dem Hägglund geht es auch durch schwerstes Gelände.

Bilder: Facebook-Bundeswehr
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Sicherheitspolitik

mit der Reduzierung von kampfentschei-
denden Grossgeräts um rund ein Drittel
unterhalb des Solls.

Die Leugnung des kriegsähnlichen Zu-
stands in Afghanistan durch die Politik
hatte zur Folge, dass der dort eingesetzten

Truppe weder ein angemessenes Mandat
erteilt, noch eine adäquate Ausstattung
zugeteilt wurde. Die Politik war gefangen
in der Eigensuggestion des Brunnenboh-

rens. Dem Ernst der Lage wurde zunächst

nur durch scheibchenweise Nachsteue-

rung Rechnung getragen. Erst das Karfrei-
tagsgefecht von 2010 und die Gefallenen
führten dazu, dass schwere Waffen nach

Afghanistan gebracht wurden, Waffen,
wie die Panzerhaubitze, die andere Natio-
nen schon lange vor der Bundeswehr dort
eingesetzt hatten. Man kann es durch-
aus als Skandal bewerten, dass die poli-
tisch motivierte militärische Zurückhai-

tung auf dem Rücken der Truppe ausge-
lebt wurde.

Es ist der Verdienst zu Guttenbergs,
dass er dafür gesorgt hat, den Konflikt in
Afghanistan als Krieg zu begreifen.

Abschaffung der Wehrpflicht,
Mangel an Grossgeräten

Die Abschaffung der Wehrpflicht er-
folgte ersatzlos ohne Absicherung durch

Möglichkeiten, den personellen Bedarfbe-

sonders auf der Ebene der Mannschafts-

dienstgrade aufandere Weise angemessen

Fahrzeugkolonne auf dem Weg

zum Camp Nord.

decken zu können. Damit wurde der Bun-
deswehr die personelle Ressource auch
für die Gewinnung von Unterführer- und
Führernachwuchs entzogen. Die Armee
wurde auf der Ebene der Mannschafts-
dienstgrade quasi abgeschafft. Die Folgen
sind bis heute spürbar. Ist die Gewinnung
von Nachwuchs für die Offizier- bzw. Un-
teroffizierlaufbahn gut bis hinreichend
möglich, so ist sie für die Laufbahn der

Mannschaftsdienstgrade eher schlecht.
Dies gilt vor allem für qualifizierten Nach-
wuchs. Der mit der wohl klingenden Be-

Zeichnung «Dynamisches Verfugbarkeits-

management» verschleierte Abbau des

Grossgeräts um 30 Prozent unter Soll war
verbunden mit einem Einschnitt auch
in den Betrieb der Streitkräfte. Die Aus-

wirkung unter anderem auf Übungen,
Schiessvorhaben und Flugstunden redu-
zierte auch nachhaltig die Professionali-

tät, das heisst die militärische Leistungs-
fähigkeit der Truppe. So ist die Fähigkeit
im Fleer zum sogenannten «Gefecht der
verbundenen Waffen», das heisst zum en-

gen Zusammenwirken vieler Truppentei-
le unter Gefechtsbedingungen, weitestge-
hend verloren gegangen.

Die Reduzierung des Grossgeräts und
die Einschnitte in den Betrieb haben dazu

geführt, dass die Bundeswehr für die Lan-
des- und Bündnisverteidigung nicht ein-

Soldaten des Gebirgsjägerbataillons 233
beim Häuserkampf.

baut wurden. Schon seit der Wiederver-

einigung litt die Bundeswehr jährlich un-
ter einer erheblichen Unterfinanzierung.
Stimmte aber der politische Wille um die

Jahrtausendwende noch einigermassen
mit den Mitteln überein, so ist dieser

Wille heute nicht mehr erkennbar. Alle
Sonntagsreden der politischen und - lei-
der auch — der militärischen Verantwort-
liehen ändern daran nichts. Die militä-
rischen Fähigkeiten wurden mittlerweile
so zurückgefahren, dass mangels Personal,

Ausrüstung und Ausbildung ein glaub-
hafter Beitrag zur Bündnisverteidigung
zur Zeit nicht möglich ist.

Der Umbau, oder besser der Abbau der
Bundeswehr durchzieht die Ära Merkel
wie ein roter Faden.

Diese Linie der Politik wird deutlich
am Beispiel der langjährigen Leugnung
des Kriegszustandes in Afghanistan, der
ersatzlosen Abschaffung der Wehrpflicht,
drastischer Mittelkürzungen, verbunden
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satzbereit ist. Sie ist nicht einsatzbereit,
weil sie die auf dem Papier im Orga-
nigramm ausgewiesenen Grossverbän-
de und Verbände mangels Ausrüstung
und Ausbildung nicht zur gleichen Zeit
einsetzen kann.

Waren politische Absicht und militari-
sehe Fähigkeiten in der Zeit des Kalten

Krieges noch im Einklang, weil die po-
litische Absicht mit militärischen Fähig-
keiten unterfüttert war, so sind die heuti-

gen politischen Phrasen, gerade auch die
nach mehr Verantwortung, hohl, weil die
Mittel zur Umsetzung fehlen. Die Krim-
Krise hat deutlich gezeigt, welcher Stel-
lenwert uns sowohl als Nation, als auch
als EU zugemessen wird.

Beurteilung des Potenzials
der Bundeswehr

Die Absenkung der konventionellen
Fähigkeiten auf breiter Front führt aber

gleichzeitig auch zu einer Absenkung der

atomaren Schwellet Dieser Zusammen-

hang scheint der Politik nicht klar zu sein.

Da aber der Einsatz von Atomwaffen

wegen der gegenseitigen gesicherten Ver-

nichtungsmöglichkeit nach wie vor als

unwahrscheinlich gilt, ist der konventio-
nelle Handlungsspielraum für einen ent-
sprechend gerüsteten Gegner grösser, zu-
mal wenn er das breite Spektrum hybri-
der Kriegsführung nutzt.''

Deutschland ist aufgrund der darge-
stellten Defizite weit davon entfernt, als

militärisches Gewicht wahrgenommen zu
werden. Äussert sich das innerhalb der

NATO bestenfalls in Verständnis, oder,
für Soldaten weniger erträglich, in ver-
ständnisvollem Mitleid, so zeigt das Ver-
halten Russlands deutlich, wie unser mi-
litärisches Potential dort beurteilt wird.
Militärische Zurückhaltung steht als po-
litische Linie unserem Land sicher gut an.
Daraus aber einen Raubbau an den mili-
tärischen Fähigkeiten abzuleiten, führt zu
einem Verlust an Glaubwürdigkeit und
Stellenwert im eigenen Bündnis und bei

einem möglichen Gegner.
Die Eigenblendung in Deutschland be-

stand und besteht immer noch in der An-
nähme, das Zusammenstellen von Kon-
tingenten für Einsätze in einem eher be-
scheidenen Umfang oder Ausbildungshil-
fe seien das Mass an Einsatzbereitschaft,
welches ausreicht.

Selbst das Zusammenstellen von Kon-
tingenten ist aber nur unter erheblichen
Problemen möglich, wie beispielsweise das

Zusammenstellen des Panzergrenadier-

bataillons für die Speerspitze der NATO
zeigt, das Gerät nahezu aus dem gesam-
ten Rest des Heeres ausleihen mussted

Deutschland hat sich militärisch selber

abgeschafft, oder besser gesagt, die deut-
sehe Politik hat sich ihres ungeliebten mi-
litärischen Instruments entledigt.

Soll der Stellenwert und die internatio-
nale Anerkennung auf dem Feld militäri-
scher Zusammenarbeit wieder gewonnen
werden, so ist ein anderer militärischer
Beitrag zu politischer Solidität und zur So-

lidarität im Bündnis erforderlich. Sicher
sind auch Logistik und Sanitätsdienst für
militärische Operationen unabdingbar
wichtig, aber sie bestimmen nicht den
Stellenwert. Dieser ergibt sich aus dem

politischen Willen, der Bereitschaft und
der glaubwürdigen Fähigkeit, im äussers-

ten Fall die westlichen Werte im Kampf
zu verteidigen.

Fazit

Die politischen Absichtserklärungen
zu Verbesserungen hat man vernommen,
wenn auch nicht aus dem Kanzleramt,
wohl auch deshalb, weil der derzeitige
Stand der dort vorhandenen Absicht ent-
spricht. Den verbalen Bekundungen poli-
tischen Hilfspersonals sollten jetzt sieht-
bare Taten folgen. Diese Nachhaltigkeit
wird man mit Interesse beobachten müs-

sen. Bis dahin bleibt es dabei, dass die

Kluft zwischen Schein und Sein zum
Nachteil der Bundeswehr und ihrer enga-
gierten und motivierten Soldaten beste-

hen bleibt.
Zu hoffen ist, dass der NATO-Gipfel

in Wales auch das Umdenken in Deutsch-
land beschleunigt. I
1 Koalitionsvertrag 2009, S. 123 f.

2 Vgl. Prof. Christian Hacke «Zivilmacht ohne

Zivilcourage», in BPB, APUZ, 39/2011, 21.09.
2011.

3 Vgl. Rainer Waterkamp, Sicherheitspolitik zwi-
sehen Rüstung und Abrüstung, Opladen 1983,
S. 115 f.

4 Vgl. Helmut Schmidt, Strategie des Gleichge-
wichts, 4. Auflage, Stuttgart-Degerloch 1969,
S.73.

3 Vgl. T. Wiegold in «Augen geradeaus» vom 10.03.

2015 einschl. der Kommentare.

Brigadegeneral a D

Wolfgang Kopp

W D-72488 Sigmaringen

>lt/s dem ßuncfes/iflws

Die S/'cherhe/'fspo-
//fischen /Comm/'s-

s/'onen (5/70 tagten
/'m Porfe/d der Früh-

fabrssess/on 2026
sowie ersfmo/s in
der 50. /.eg/s/afur
und /n ihrer neuen
Zusammensetzung.

Die S/7C A/af/ona/raf (7V/?J g/'bf der Sfan-
des/n/f/af/ve des /Cantons ßase/-tand-
seba/f zur Persfär/<ung des Grenzwacbf-

/corps Fo/ge (GI/I//C; 25.302J und emp-
/i'eh/f der vorprüfenden F/nanz/comm/s-

s/on A/F dasse/he für eine fast g/e/'ch-
/aufende Sfandes/n/f/afiVe des /Cantons

ßase/-Sfadf (25.322/. S/'e beauftragt den
Bundesrat m/ffe/s Posfu/af, «den Auf-
frag und den zu dessen Fr/u//ung not-
wend/'gen Bestand des GI4//C» angesichts
der s/'ch rasch verändernden tage an
der Grenze zu prüfen und bis Fnde Ma/
Bericht zu erstatten unter Einbezug der
Armee zur Unterstützung des GI/I//C /m

Ass/sfenzd/ensf ("26.3005.1. Die S//C-A/F

/ebnf d/'e Par/amenfar/scbe /n/f/afiVe
«Sfär/aing der S/cherhe/'f - l/l//edere/n-

fübrung und Persfär/<ung der Grenz/con-

fro//en» zur Ergänzung der ßundesver-

/dssung ab: «Die Scbwe/z /confro///erf
ihre Grenzen eigenständig undsysfema-
tisch.» (25.443).

D/'e Si'/CSfänderaf (SP) scb/i'essf s/'ch den
Entscheiden des A/F in der l/l/i'nfersessi-

on 2025 an. Erstens bei der Änderung
des /M:7/fö'rgesefzes (5F 520.20): sechs

anstatt fünf M//'ederbo/ungs/curse der
Mannscba/t ("24.06.9-2,). Zwe/'fens be/'m

«ßundesbesch/uss zum Zah/ungsrah-
men der Armee 2027-2020» (24.069-6),
wonach 20 M////arden Fran/cen bew//-

//gf werden, und das PBS «während
der ßudgef/'erung Dmsch/'chfungen zw/'-

sehen den e/'genen /Cred/fen vornehmen
bann». Drittens d/'e «Zusä'fz//'che ße-

Schaffung von Füsfungsmafer/a/ 2025»
von S74 M/7//'onen Franken e/nsch/i'ess-
/ich des te/chfen ge/ändegäng/gen fast-
wagens «Duro /» (25.027; «Füsfungs-
Programm 2025»J. Fo/gfe der Sfänderaf
seiner S/'/C und damit dem A/F, so /<önnfe

d/'e secbsfe///ge Por/age «l/l/e/ferenfw/c/<-

/ung der Armee - Änderung der Fechfs-

grund/agen» (24.069.) am 28. März2026
m/ffe/s Scb/ussabsf/'mmungen par/amen-
far/sch verabschiedet werden.

Oberst a D Heinrich L IM/'rz

M///fä'rpub/:z/sf/ßundesbaus-./ourna//sf
3047 ßremgarfen BE
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